Sozialplan

Zwischen

der Firma XYZ Fachklinik Musterhausen GmbH & Co KG vertreten durch die Gesellschafterin ABC Kliniken GmbH, letztvertreten durch die Verwaltungsleiterin Mustermann

und

dem Betriebsrat der XYZ Fachklinik Musterhausen

wird der folgende Sozialplan vereinbart:

1.


Die Regelungen dieses Sozialplanes gelten für alle Arbeitnehmer der XYZ Fachklinik Musterhausen, die aufgrund der im Interessenausgleich vom (tt.mm.jj.) beschriebenen Betriebsschließung ihren Arbeitsplatz durch Kündigung verlieren und deren Arbeitsverhältnisse aus diesem Grund enden.

2.


Diese Regelungen gelten nicht für Arbeitnehmer gemäß § 5 Abs. 3 BetrVG und für Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis aus einem nicht betriebsbedingten Grund endet.

3.


Nimmt ein Mitarbeiter ein Arbeitsplatzangebot der ABC Kliniken GmbH innerhalb der Kündigungsfrist an, trägt die ABC Kliniken GmbH die entstehenden Umzugskosten (Kosten des Möbeltransports, Schadensversicherung etc.). Die ABC Kliniken GmbH entscheidet über die Auswahl des zu verwendenden Umzugsunternehmens. Für den Umzug erhält der/die Betroffene einen Sonderurlaub von zwei Arbeitstagen. Für den Fall der Vereinbarung eines neuen Arbeitsverhältnisses mit der ABC Kliniken GmbH in einer anderen Klinik innerhalb der Kündigungsfrist entfällt der Anspruch auf eine Abfindung.

4.


Für den Verlust des Arbeitsplatzes erhält der/die Mitarbeiter/in eine Abfindung.

5.


Berechnungsgrundlage für diese Abfindung ist das durchschnittliche monatliche individuelle Bruttoeinkommen (1/12) des letzten Kalenderjahres.

6.


Die Höhe der Abfindung wird nach folgender Formel errechnet:

Abfindung = Grundbetrag + Aufstockungsbetrag + Sozialbetrag

a.
Grundbetrag: Euro 2000,-- 

b.
Aufstockungsbetrag:  Betriebszugehörigkeit x Lebensalter x 0,5 Bruttoentgelt ./. Teiler

Der Teiler beträgt bei einem vollendeten Lebensalter

unter 30 Jahren
75

zwischen 30 und unter 40 Jahren
80

zwischen 40 und unter 45 Jahren
80

zwischen 45 und unter 55 Jahren
75

zwischen 55 und unter 57 Jahren
70

zwischen 57 und unter 60 Jahren
90

über 60 Jahren
90

c.
 Schwerbehinderte mit einem Grad der Behinderung zwischen 20 und 50 erhalten zusätzlich einen Sozialbetrag von Euro 1500,--, sofern die Schwerbehinderung vor dem (Stichtag Datum der ersten Bekanntmachung der Betriebsschliessung, ggf des Interessenausgleichs) festgestellt und bekannt gemacht worden ist. Kündigungsgeschützte Schwerbehinderte iSd. SchwbG erhalten zusätzlich einen weiteren Sozialbetrag von Euro1500,--. sofern die Schwerbehinderung vor dem (Stichtag Datum der ersten Bekanntmachung der Betriebsschliessung, ggf des Interessenausgleichs) festgestellt und bekannt gemacht worden ist.

Für jedes auf der Lohnsteuerkarte eingetragene Kind werden Euro 500 als Sozialbetrag gewährt.

Die Abfindungssumme wird auf maximal Euro (XXXX) begrenzt.

7.


Teilzeitbeschäftigte erhalten die Abfindung entsprechend ihrem tatsächlichen Entgelt. Sie erhalten den Grundbetrag und evtl. Sozialbeträge anteilig im Verhältnis ihrer Wochenarbeitszeit zur regelmäßigen Wochenarbeitszeit eines Vollzeitmitarbeiters.

8.


Der Stichtag für die Ermittlung des Lebensalters und der Beschäftigungsjahre ist jeweils der Entlassungsmonat. Angefangene Monate werden jeweils voll auf einen Monat gerechnet.

Im Jahr des Austrittes werden das 13. Monatsentgelt, das zusätzliche Urlaubsgeld sowie der Urlaub anteilig neben der Abfindung gewährt. Beschäftigte, die im Austrittsjahr ein betriebliches Jubiläum hatten, erhalten die vereinbarte Treueprämie.

9.


Die Abrechnung und Auszahlung der Abfindung erfolgt unter Beachtung der steuerrechtlichen Regelungen. Hinsichtlich der Sozialversicherungspflicht gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

10.


Keine Abfindung erhalten: 

Arbeitnehmer, die vor Abschluß des Interessenausgleiches/Sozialplanes entweder aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind oder deren Arbeitsverhältnis gekündigt ist. Arbeitnehmer, die einen befristeten Arbeitsvertrag haben .

11.


Zur Milderung möglicher besonderer sozialer Härten werden die Betriebsparteien im Einzelfall Sondervereinbarungen treffen.

Arbeitnehmer/innen, deren Arbeitsplatz aus betriebsbedingten Gründen vor dem Ende der Kündigungsfrist wegfällt, werden für die restliche Zeit bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses von der Arbeit soweit wie möglich freigestellt und soweit sie nicht bei Inkrafttreten des Interessenausgleiches und dieses Sozialplanes arbeitsunfähig sind. Der Resturlaub und die Auflösung eines Arbeitszeitguthabens wird dem/der Arbeitnehmer/in in Form dieser Freistellungszeit angerechnet und gewährt. Alle Beschäftigten erhalten auf Anforderung ein qualifiziertes Zwischen- bzw. Abschlußzeugnis.

Mit dem Ausscheiden erhalten alle Anspruchsberechtigten eine aktualisierte Berechnung ihrer betrieblichen Altersversorgung.

Für die Arbeitsplatzsuche wird der/die Betroffene auf Antrag angemessen und unter Fortzahlung der Bezüge freigestellt.

12.


Die Abfindungsansprüche entstehen zum Zeitpunkt der rechtlichen Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Sie können zuvor nicht übertragen und vererbt werden. Die Ansprüche werden mit der Entstehung, frühestens einen Monat nach Ausspruch der Kündigung, fällig.

Erhebt ein Mitarbeiter Kündigungsschutzklage oder wehrt er sich in anderer Weise gegen die Beendigung des Arbeitsverhältnisses, werden die Ansprüche aus diesem Sozialplan erst fällig, wenn das Verfahren abgeschlossen ist und rechtskräftig feststeht, daß das Arbeitsverhältnis beendet ist. Dies gilt auch, wenn der Mitarbeiter Klage gegen einen Dritten wegen Betriebsüberganges erhebt, an den z.B. sachliche oder immaterielle Betriebsmittel der Betriebsstätte veräußert wurden. Wird eine solche Klage eingereicht, nachdem die Abfindung bereits ausgezahlt wurde, so ist diese mit Erhebung der Klage unter Ausschluß von Zurückbehaltungsrechten zur Rückzahlung fällig.

Auf Leistungen aus diesem Sozialplan sind etwaige gesetzliche, tarifvertragliche, andere kollektiv- oder individualvertragliche Abfindungen, Nachteilsausgleichsansprüche oder sonstige Entschädigungsleistungen (z.B. nach § 113 BetrVG, §§ 9, 10 KSchG) anzurechnen.

Das Unternehmen ist berechtigt, die Leistungen aus dem Sozialplan mit evtl. eigenen Ansprüchen (Rückerstattungsansprüche, Ansprüche aus Arbeitgeberdarlehen usw.) zu verrechnen.

13.


Dieser Sozialplan tritt mit der Unterzeichnung beider Parteien in Kraft.

Sind Einzelbestimmungen dieses Sozialplanes ganz oder teilweise rechtsunwirksam, so bleiben die übrigen Bestimmungen davon unberührt. Die Betriebspartner werden dann für rechtsunwirksame Regelungen neue Ersatzbestimmungen i.S.d. Sozialplanes vereinbaren.

Musterhausen, den (Datum)

Betriebsrat der XYZ Fachklinik Musterhausen: (Unterschriften, alle)

XYZ Fachkliniken Musterhausen GmbH & Co KG: (Unterschrift)

